FDP NRW 2010 Verkehr, S.4

Aufsteigerland NRW - FDP- Programm zur Landtagswahl 2010 – Auszüge Verkehr

VCD NRW, 20.4.2010
Energie (Auszug)

Die FDP steht zur "Energie- und Klimaschutzstrategie NRW". Durch vielfältige Maßnahmen wollen wir den CO2-Ausstoß bis 2020 um 33 Prozent senken und somit einen Anteil von 44 Prozent an den Reduktionszielen des Bundes leisten. Unser Hauptaugenmerk liegt dabei auf Einsparpotenzialen, die unter Kostengesichtspunkten besonders effizient zu heben sind.

Wir wollen die Elektromobilität forcieren. Sie kann mit den entstehenden Speicherkapazitäten und einem intelligenten Stromnetz zusätzlich Puffer für Wind- oder Solarenergie sein. Im Zuge der erfolgreichen Bewerbung zur Modellregion für Elektromobilität werden erhebliche Investitionen vor allem in die gezielte Forschung geleistet. Zugleich wollen wir die Forschung im Bereich Wasserstoff weiter vorantreiben. Wasserstoff bietet hohe Chancen, der umweltfreundliche Treibstoff der Zukunft zu werden.

Mobilität 

Für die FDP ist Mobilität ein Grundbedürfnis unserer Gesellschaft und unverzichtbar für Freiheit, Wachstum und Wohlstand. Sie ist die zentrale Voraussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit der Regionen, das Wachstum unserer Wirtschaft sowie den Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen. Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur und wirtschaftliche Dynamik gehören untrennbar zusammen. Investitionen in die Verkehrswege sind deshalb auch Investitionen in Arbeitsplätze.

Mit dem Regierungswechsel im Mai 2005 haben wir auch einen Mentalitätswechsel in der Verkehrspolitik des Landes eingeleitet. Die Zeit der ideologischen Gegensätze zwischen den Verkehrsträgern ist vorbei. Einzelne Verkehrssysteme werden nicht mehr bevorzugt, sondern sinnvoll miteinander verknüpft sowie ihrer Eignung und ihrem Bedarf entsprechend gestärkt. Wir wollen, dass die Menschen und die Wirtschaft – und nicht der Staat – darüber entscheiden, was notwendige Mobilität und welches Verkehrsmittel angemessen ist.

Mehr als 70 Prozent der Güterverkehrs- und fast 90 Prozent der Personenverkehrsleistungen entfallen auf die Straße. Die Straße ist und bleibt auf lange Sicht das Rückgrat des NRW-Verkehrssystems. Jede Milliarde Euro, die im Straßenbau investiert wird, erzeugt einen volkswirtschaftlichen Gewinn von 4,4 Milliarden Euro. Hinzu kommen die Verbesserungen für den Wirtschaftsstandort NRW und die Arbeitsplatzeffekte in der Baubranche. Ziel der FDP ist deshalb, die Investitionen in den Erhalt, den Um- und Ausbau des NRW-Straßennetzes kontinuierlich zu erhöhen und dauerhaft zu sichern.

Trotz umfassender Anstrengungen zur Konsolidierung des Landeshaushaltes ist es uns gelungen, die Mittel für den Landesstraßenbau von 130,3 Millionen Euro im Jahr 2004 auf 172,4 Millionen Euro in 2009 deutlich anzuheben. Allein für die unter Rot-Grün sträflich vernachlässigte Erhaltung der Landesstraßen haben wir 2009 80 Millionen Euro zur Verfügung gestellt – das sind rund 30 Millionen Euro mehr als im Jahr 2004. Wir wollen die Investitionsmittel für die Landesstraßen weiter verstärken und streben ein bedarfsgerechtes Niveau von 200 Millionen Euro jährlich an. Die Sanierung und den Ausbau des kommunalen Straßennetzes will die FDP weiterhin durch geeignete Förderprogramme unterstützen. Hierzu gehört auch der Ausbau der Wirtschaftswege im ländlichen Raum. 

Im Fernstraßenbau ist es gelungen, den bundesweiten Anteil Nordrhein-Westfalens von 14 auf 16 Prozent zu steigern. Mit insgesamt fast 1,3 Milliarden Euro stand 2009 der höchste Betrag für Straßenbauinvestitionen  in diesem Jahrzehnt zur Verfügung. Die FDP will die Investitionen auf höherem Niveau verstetigen. Denn Nordrhein-Westfalen hat in Zukunft den mit Abstand höchsten Investitionsbedarf und noch immer die meisten Störungsstellen. 20 Prozent der Verkehrsleistungen und mehr als ein Drittel aller Staus in Deutschland entfallen auf Nordrhein-Westfalen. 

Die FDP NRW wird sich deshalb gegenüber dem Bund mit Nachdruck für eine sachgerechte Mittelverteilung einsetzen, bei der Nordrhein-Westfalen entsprechend seiner tatsächlichen Belastung der Infrastruktur stärker berücksichtigt wird. Gemessen an der Verkehrsleistung bzw. dem Kfz-Bestand halten wir einen Anteil des Landes Nordrhein-Westfalen am Bundesfernstraßenbedarfsplan von 19 Prozent für erforderlich, um den angelaufenen Nachholbedarf schneller abbauen zu können. Gemessen an der Einwohnerzahl stünden NRW sogar 22 Prozent zu.

Im Jahr 2004 gab es unter Rot-Grün lediglich einen Planfeststellungsbeschluss für Bundesfernstraßen. Seitdem FDP und CDU in NRW Regierungsverantwortung tragen, konnten über 50 Planfeststellungsverfahren abgeschlossen werden. Ziel der FDP ist es, die Planungs- und Genehmigungsverfahren noch einfacher und schneller zu machen und einen angemessenen Vorrat an baureifen Planungen schaffen. 

Der noch aus rot-grüner Regierungszeit stammende Vorbehalt des  „besonderen naturschutzfachlichen Planungsauftrags“  blockiert unverzichtbare Autobahnlückenschlüsse und Ortsumgehungen, auf die Bürger und Unternehmen in der Regel schon seit Jahren warten. Den Vorbehalt bei den Projekten des Bundesverkehrswegeplans wollen wir deshalb streichen. Die Dringlichkeitsreihung der Vorhaben wollen wir aktualisieren, um die Effizienz der Investitionen zu steigern und Engpässe gezielt zu beseitigen. 

Mit dem "Masterplan Nordrhein-Westfalen" zum Ausbau der Bahninfrastruktur wurde im Dezember 2008 ein Meilenstein für die Schieneninfrastruktur in Nordrhein-Westfalen gesetzt. Das größte Schienenpaket seit über 20 Jahren mit einem Investitionsvolumen von fast drei Milliarden Euro schafft insbesondere Planungssicherheit für den  Rhein-Ruhr-Express, das bedeutendste Eisenbahnprojekt Nordrhein-Westfalens. Die FDP will dieses Projekt für den Schienenpersonenverkehr in Nordrhein-Westfalen so schnell wie möglich aufs Gleis setzen. Durch die Realisierung in sinnvollen Teilabschnitten kann das Projekt mit seinen umfangreichen Infrastrukturmaßnahmen schon vor seiner endgültigen Fertigstellung zu erheblichen Verbesserungen der Mobilität im Rhein-Ruhr-Raum beitragen und dadurch auch in ganz Deutschland Verspätungen im Bahnverkehr reduzieren. Auch der Bundesschienenwegeausbauplan bedarf der Aktualisierung, um die NRW-Projekte voranzubringen. Dies wäre insbesondere möglich, wenn der geringe NRW-Anteil an den Investitionen aus rot-grüner Zeit bedarfsgerecht angepasst würde.

Weitere für Nordrhein-Westfalen bedeutende Schienenverkehrsprojekte wie der Ausbau der Bahnknoten Köln, Dortmund und Hamm, der zweigleisige Ausbau der Strecke Münster-Lünen, sowie die Realisierung eines attraktiven Verkehrsangebots auf der sog. Mitte-Deutschland-Verbindung (Düsseldorf-Dortmund-Kassel) wollen wir gegenüber 

Bund, Land und Deutscher Bahn AG vorantreiben. Die bereits vereinbarte Modernisierungsoffensive für über 100 kleine und mittlere Bahnhöfe in Nordrhein-Westfalen wollen wir zügig umsetzen und durch weitere dringend notwendige Investitionen in die NRW-Bahnhöfe fortschreiben.

Mit dem neuen ÖPNV-Gesetz haben wir eine umfassende Reform der Finanzierung und der Strukturen des öffentlichen Personennahverkehrs in Nordrhein-Westfalen auf den Weg gebracht. Das Finanzierungssystem wurde entbürokratisiert und dereguliert, die Fördermittel pauschaliert und damit effektiver eingesetzt. Die Organisation des Nahverkehrs haben wir durch die Reduzierung der Zahl der Kooperationsräume von neun auf drei deutlich gestrafft. Die FDP will dauerhaft die Qualität im Öffentlichen Personennahverkehr verbessern und das Angebot kostengünstiger gestalten. Dazu können landesweite Vorgaben, wie zum Beispiel einheitliche moderne Fahrzeugstandards, ein effektiver Weg sein. Zugleich wollen wir mehr Transparenz bei der Finanzierung, fairen Wettbewerb unter den Anbietern und größere Freiräume für unternehmerische Initiative. Dies kann vor allem über die Privatisierung und Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit öffentlicher Verkehrsunternehmen erreicht werden. 

Den Ausschreibungswettbewerb sehen wir als richtigen Weg, um im Interesse der Kunden wie der Allgemeinheit Produktivitätssteigerungen und damit Angebotsverbesserungen und Kosteneinsparungen im ÖPNV zu realisieren. Zu Beginn der Legislaturperiode wollen wir das Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) für die künftigen Anforderungen novellieren. Um ein Grundangebot des ÖPNV im ländlichen Raum zu gewährleisten, wollen wir die Finanzierung ermäßigter Tarife im Schüler- und Auszubildendenverkehr langfristig sichern.

Vor allem im ländlichen Raum sind Taxibusse und Bürgerbusse, die sich flexibel, auch zu Zeiten geringer Nachfrage und abseits größerer Linien einsetzen lassen, ein fester Bestandteil des Öffentlichen Nahverkehrs. Die FDP will diese Angebote, die insbesondere für die Mobilität älterer Bürgerinnen und Bürger von zunehmender Bedeutung sind, ausbauen und fortentwickeln.

Die auf Bundesebene anstehende Revision des Regionalisierungsgesetzes wollen wir dafür nutzen, eine höhere Transparenz und Effizienz in der SPNV-Finanzierung zu erreichen. Die FDP setzt sich für eine bedarfsgerechte Neuverteilung der Bundesmittel ein.

Für die FDP haben die nichtbundeseigenen Eisenbahnen (NE-Bahnen) eine große verkehrs- und strukturpolitische Bedeutung für Nordrhein-Westfalen. Aufgrund unserer Initiative ist es im Haushalt 2010 erstmals seit Jahren wieder gelungen, den Erhalt und Ausbau der Infrastruktur der NE-Bahnen mit Landesmitteln zu fördern. Wir wollen die öffentliche Förderung verstetigen und ausbauen, wobei insbesondere auch der Bund gefordert ist, seine Finanzierungszusagen einzuhalten. 

In der Luftverkehrspolitik haben wir in der vergangenen Legislaturperiode erfolgreich an der Umsetzung der Luftverkehrskonzeption NRW 2010 gearbeitet. Wir haben die Flughäfen als Wirtschafts- und Standortfaktor für Nordrhein-Westfalen gesichert und bedarfsgerecht weiterentwickelt, ohne dabei die berechtigten Interessen der Anwohner zu vernachlässigen. Die FDP hält an der dezentralen Luftverkehrsinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen mit drei internationalen Flughäfen, sechs Regionalflughäfen und neun so genannten Schwerpunktlandeplätzen für den Geschäftsreiseverkehr uneingeschränkt fest. 

Diese dezentrale Struktur hat sich voll und ganz bewährt. Gerade auch die kleineren Flughäfen haben als Standort- und Wirtschaftsfaktor eine enorme ökonomische Bedeutung und bieten für die jeweilige Region erhebliche Wachstums- und Beschäftigungschancen. Sollte in Deutschland ein Wettbewerb für ein - neben Frankfurt und München - drittes Luftverkehrsdrehkreuz entstehen, sollte Nordrhein-Westfalen die damit verbundenen riesigen Chancen nutzen und sich aktiv an diesem Wettbewerb beteiligen.

Für die FDP ist selbstverständlich, dass notwendige Maßnahmen zum Ausbau der Kapazitäten sorgfältig mit den Belangen von Mensch und Umwelt abgewogen werden. Für uns sind Umwelt-, Klima- und Lärmschutz integrale Bestandteile einer zukunftsweisenden und nachhaltigen Luftverkehrspolitik. Die FDP will die Lärmbelastung durch den Luftverkehr durch besser geeignete Flugrouten, Innovationen in der Flugzeugtechnik und neue Instrumente wie emissionsabhängige Start- und Landeentgelte reduzieren. Wir halten in diesem Zusammenhang auch an den bisherigen strengen Nachtflugregelungen an den Flughäfen in Nordrhein-Westfalen fest. 

Nordrhein-Westfalen ist bereits ein Logistikstandort von europäischem Rang: In unserem Land sind etwa 10.000 Logistikunternehmen ansässig, fast 600.000 Beschäftigte erbringen logistische Tätigkeiten. Die FDP möchte Nordrhein-Westfalen zur führenden Logistik-Drehscheibe in Europa ausbauen. Was Frankfurt im Personen-Luftverkehr ist, kann 

NRW im Güterverkehr werden. 

Mit Blick auf die dynamische Entwicklung des Güterverkehrs, insbesondere der Seehafenhinterlandverkehre, bieten sich für Nordrhein-Westfalen enorme Wachstumschancen. Dabei sind die Verkehrsadern nach Rotterdam und Antwerpen für NRW von besonderer Bedeutung. Die Betuwe-Linie und der Eiserne Rhein als leistungsfähige und 

schnelle Schienengüterverbindungen zu den Seehäfen Rotterdam und Antwerpen sind als Alternativen für die NRW-Wirtschaft unverzichtbar, um die Vor- und Nachlaufkosten für den Wirtschaftsstandort NRW auf einem wettbewerbsfähigen Niveau zu halten. Erforderlich sind deshalb der zügige Ausbau der Betuwe-Linie einschließlich der dazugehörigen Lärmschutzmaßnahmen sowie die Realisierung des Eisernen Rheins auf einer weitgehend neuen, anwohnerfreundlichen Trasse (A52). Dabei sind insbesondere die hohen Sicherheitsanforderungen in der weltweiten Logistikkette und ÖPP-Modelle zu berücksichtigen, die eine grenzüberschreitende europäische Finanzierung ermöglichen. In Verbindung mit einem internationalen Logistikzentrum am Standort Elmpt bestehen hier gewaltige Chancen für den Wirtschafts- und Logistikstandort Nordrhein-Westfalen.

Angesichts der erwarteten weiteren Verdoppelung der Seecontainerverkehre von und nach Nordrhein-Westfalen bis 2015 ist es dringend erforderlich, die Leistungsfähigkeit der Wasserstraßen und Häfen weiter zu steigern. Das Wasserstraßen- und Hafenkonzept der Landesregierung betrachten wir als gute Grundlage zur Stärkung des Hafen- und Logistikstandortes Nordrhein-Westfalen, das wir nun in konkrete Umsetzungsschritte überführen wollen. Die FDP wird das Wasserstraßenverkehrs- und Hafenkonzept vom Februar 2008 mit der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung im Logistiksektor des Landes überprüfen. Um die nordrhein-westfälischen Häfen im Wettbewerb mit den europäischen und deutschen Hafenstandorten zu stärken, wollen wir die Zusammenarbeit der NRW-Häfen verbessern und die Entwicklung gemeinsamer Strategien unterstützen.

Für die FDP ist Umweltschutz in der Verkehrspolitik kein Gegensatz zum notwendigen Ausbau der Verkehrsinfrastruktur. In der christlich-liberalen Koalition haben wir gezeigt, wie man die berechtigten Schutzbedürfnisse von Mensch und Natur mit den Mobilitätsbedürfnissen von Bürgern und Unternehmen in Einklang bringt. Umweltzonen mit Fahrverbot sind nur verhältnismäßig, wo sie zwingend geboten sind. Beim notwendigen Ausbau der Verkehrsinfrastruktur wollen wir die Lärmbelastung der Bevölkerung weiter reduzieren. Dazu wollen wir den Schienenbonus schrittweise reduzieren mit dem Ziel, ihn ganz abzuschaffen. Gleichzeitig setzen wir uns für eine lärmabhängige Trassenpreisgestaltung bei der Bahn ein. Bei bereits bestehenden Strecken wollen wir das Lärmsanierungsprogramm Schiene fortsetzen und intensivieren. Dazu wollen wir auch die Möglichkeiten des technischen Fortschritts bei Fahrzeugen und Schieneninfrastruktur nutzen und insbesondere den Betreiber verpflichten, auf seinen Schiene durch eine intensive Pflege (Schleifen) einen lärmarmen Betrieb auf dem Stand der Technik zu ermöglichen. Im Straßenbau wollen wir den Lärmschutz für die Anwohner verbessern. Mit diesem Ziel werden wir darauf drängen, die 20 Jahre alten Normen und Verordnungen so fortzuschreiben, dass der inzwischen erreichte Fortschritt im technischen und baulichen Lärmschutz umgesetzt wird. Dazu zählt z.B. der sachgerechte Einsatz von Flüsterasphalt und optimierten Lärmschutzwände. Dabei muss auch der sich mit Einführung von lärmarmen elektrischen Antrieben ändernde Fahrzeugmix berücksichtigt werden, um Lärmschutzmaßnahmen sachgerecht und zukunftssicher einzusetzen.

Mit dem Ziel, Innovationen zu befördern, Ressourcen zu schonen und die Lärm- und Emissionsbelastung zu senken setzt sich die FDP ferner dafür ein, bis zum Jahr 2020 in Nordrhein-Westfalen mindestens 250.000 zukunftsfähige Fahrzeuge mit elektrischem Antriebsstrang auf die Straße zu bringen. Elektromobilität beschränkt sich nicht auf den Individualverkehr. Im Blick haben wir beispielsweise Stadtbusse oder andere Fahrzeugflotten. Hierzu gilt es nachhaltig die Bereiche Fahrzeug- und Batterietechnik, wie auch Infrastruktur und Netze zu fördern. Der neue und bundesweit erste Lehrstuhl für Elektromobilität an der FH Bochum oder auch das neu gegründete Forschungszentrum für 

Energiespeicherung an der Universität Münster sind wichtige Beiträge zur weiter notwendigen Stärkung der Forschung in diesem Bereich. Entsprechende Förderwettbewerbe auf EU- und Bundesebene sollen durch Landeswettbewerbe weiter flankiert werden. Die aus dem Bundeswettbewerb hervorgegangene Modellregion Rhein-Ruhr wollen wir in besonderer Weise unterstützen.

Mit der Offensive gegen den Verkehrsstau hat die Landesregierung verschiedene Maßnahmen ergriffen, Staus und Störungen im Autobahnnetz in Nordrhein-Westfalen zu bekämpfen. Dazu gehören die Verbesserung des Baustellenmanagements, die Beseitigung von Engpässen und Störstellen im Streckennetz sowie die Optimierung des Straßenbetriebs und der Kommunikation mit den Verkehrsteilnehmern. Diese erfolgreichen Maßnahmen wollen wir fortführen und weiterentwickeln. Unser Ziel ist ein effizientes, modernes Verkehrssystem mit intelligenter Technik und innovativen Dienstleistungen.

Die FDP will sichere Straßen und einen sicheren Straßenverkehr. Dazu dient insbesondere der Ausbau von modernen Verkehrsleitsystemen. Dazu gehören natürlich auch Geschwindigkeits- und Abstandskontrollen. Wir lehnen allerdings die ausufernde Zahl der Radarfallen ab, die allein dem Kämmerer oder dem Finanzminister dienen und mit dem Aspekt der Verkehrssicherheit nichts mehr zu tun haben.

Mit uns wird die Technik des sogenannten  „Sections-Control“ (Bestimmung der Durchschnittsgeschwindigkeit durch Messen der Durchfahrtszeit für einen festgelegten Streckenabschnitt) auf Autobahnen nicht eingeführt. Wir haben massive Datenschutzbedenken, da bei diesem Verfahren jeder Autofahrer beim Eintritt in den Abschnitt mit genauer Uhrzeit ohne Verdachtsmoment erfasst werden muss und seine Daten gespeichert werden müssen.

Im Unterschied zu anderen Bundesländern wie Baden-Württemberg, Niedersachsen oder Rheinland-Pfalz ist es in Nordrhein-Westfalen noch immer vorgeschrieben, dass Taxen die Farbe "hellelfenbeingelb" haben müssen. Bei den Taxiunternehmen führt dies zu Mehrkosten bei der Anschaffung und Mindereinnahmen beim Verkauf der Autos. Die staatliche Farbvorgabe für Taxen ist eine überflüssige Regulierung, die wir zur Stärkung des Taxigewerbes abschaffen wollen.

Die FDP hat den Modellversuch Begleitetes Fahren ab 17 gestartet, der seitdem einen wesentlichen Beitrag zur Senkung der Unfallzahlen der Fahranfänger geleistet hat. Die FDP will den Modellversuch zur Regel machen.

Wohnen (Auszug)

Weitere, unter anderem auch Klima schützende Maßnahmen müssen in einem umfassenden Konzept zur energieeffizienten Stadtentwicklung gebündelt werden. Die energieeffiziente Stadtentwicklung ist der zweite logische Schritt. Dabei ist den infolge des demografischen Wandels veränderten Ansprüchen an den Wohnungsstandard ebenso gerecht zu werden, wie der kulturellen Verpflichtung zum Erhalt historischer Bausubstanz und Stadtstrukturen und der verdichtenden Wieder- und Umnutzung von Brachflächen. Von zentraler Bedeutung wird zukünftig eine leistungsfähige und gut vernetzte Verkehrsinfrastruktur sein. Die Umsetzung von staatlichen Maßnahmenpaketen wird in erster Linie 

auf kommunaler Ebene erfolgen müssen. Die NRW-FDP will in diesem Prozess Impuls- und Innovationsgeber sein. Deshalb werden wir wissenschaftliche Pilotprojekte auf nationaler und internationaler Ebene im Bereich der energieeffizienten Stadtentwicklung fördern.

Sicherheit (Auszug)

Die Verkehrssicherheit in NRW wollen wir weiter verbessern. Die Verkehrsüberwachung und -erziehung stellt als Teilbereich der Gefahrenabwehr eine wichtige polizeiliche Aufgabe dar. Hier wollen wir die vielfältigen Ansätze zur Aufklärung in NRW weiterführen und sogar noch ausbauen.

Umwelt (Auszug)

Nahezu 80 Prozent der Umweltgesetze werden in Brüssel und Berlin gemacht. Deshalb wollen wir schon frühzeitig unseren Einfluss auf die Gesetzgebung der EU (beispielsweise IVU-Richtlinie oder Biodiversitäts-Richtlinie) und des Bundes geltend machen, um uns für eine Vereinfachung und Entbürokratisierung der Rechtsetzung einzusetzen. Wir wollen keinen NRW-Sonderweg, sondern Vorgaben der EU und des Bundes 1:1 umsetzen, wie wir das z.B. bei der Novellierung des Landschaftsgesetzes und des Landeswassergesetzes getan haben. Damit schützen wir die Umwelt und gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft. 

Die Einführung von Umweltzonen konnte durch die Initiative der FDP auf das sachlich gebotene Maß begrenzt werden. Fahrverbote sollen nur dann erlassen werden, wenn andere Möglichkeiten ausgeschöpft sind. Bei der anstehenden Evaluierung der Umweltzonen in 2010 müssen die Wirkungen von Umweltzonen dem Grunde nach geprüft werden. Ob und wie die Umweltzonen dann fortbestehen muss sich nach der Wirksamkeit der Umweltzonen richten. Grundsätzlich werden wir uns für eine bundeseinheitliche, wirtschaftsverträgliche Regelung einsetzen. Symbolpolitik lehnen wir ab.

Seniorenpolitik (Auszug)

Sicherheit im Straßenverkehr und Sicherheit vor Kriminalität  sind besonders wichtige Aspekte für ältere Menschen. Ältere Menschen sind überproportional von Verkehrsunfällen betroffen. Vorbeugung durch Aufklärung und Bürgergespräche mit den älteren Menschen zu Fragen der Verkehrssicherheit im direkten Wohnumfeld sollen angeboten werden.

Menschen mit Behinderungen (Auszug)

Die FDP setzt sich dafür ein, dass Menschen  mit Behinderungen  gleichberechtigt und selbstbestimmt am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können. Die Städte in NRW müssen weiterhin konsequent barrierefrei werden. Der öffentliche Raum ist für alle Menschen da. Das gilt nicht nur für Straßen, Plätze, Bahnhöfe, U-Bahnstationen und Gebäude, sondern auch für Museumsausstellungen, Internetseiten, Formulare und andere Vorgänge des täglichen Bedarfs.

